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Bekanntmachung 
der Verwaltungsvereinbarung zwischen 

dem Ministerium des Innern des Landes Bran
denburg und dem Innenministerium des Landes 

Schleswig-Holstein über die Unterbringung 
von Abschiebungshaftgefangenen 

Vom 20. Februar 2001 

Die am 9. Februar 2001 unterzeichnete Verwaltungsvereinba
rung zwischen dem Ministerium des Innern des Landes Bran
denburg und dem Innenministerium des Landes Schleswig-
Holstein über die Unterbringung von Abschiebungshaftgefan
genen ist nach ihrem § 7 am 10. Februar 2001 in Kraft getreten. 
Die Verwaltungsvereinbarung wird nachstehend veröffentlicht. 

Potsdam, den 20. Februar 2001 

Der Minister des Innern 

In Vertretung 
Lancelle 

Verwaltungsvereinbarung zwischen dem 
Ministerium des Innern des Landes Bran
denburg und dem Innenministerium des 

Landes Schleswig-Holstein über die Unter
bringung von Abschiebungshaftgefangenen 

Das Ministerium des Innern des Landes Brandenburg und das 
Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein schließen fol
gende Verwaltungsvereinbarung: 

§ 1 

Das Ministerium des Innern des Landes Brandenburg stellt dem 
Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein in der Ab
schiebungshafteinrichtung der Zentralen Ausländerbehörde des 
Landes Brandenburg in Eisenhüttenstadt (im Weiteren: Abschie
bungshafteinrichtung) bis zu 15 Haftplätze zur Unterbringung 
von männlichen oder weiblichen Abschiebungshaftgefangenen, 
für die im Land Schleswig-Holstein Abschiebungshaft angeord
net wurde, zur Verfügung, soweit im Rahmen des eigenen Ab
schiebungshaftkontingents dort freie Haftplätze vorhanden sind. 

§ 2 

Der Vollzug der Abschiebungshaft richtet sich nach den Bestim
mungen des Abschiebungshaftvollzugsgesetzes und der Ge
wahrsamsordnung des Landes Brandenburg sowie nach den in 
der Einrichtung geltenden Bestimmungen der Hausordnung der 
Abschiebungshafteinrichtung. 

§ 3 

(1) Die Aufnahme der schleswig-holsteinischen Abschiebungs
haftgefangenen in die Abschiebungshafteinrichtung erfolgt in 
täglicher Absprache über die Verfügbarkeit von Haftplätzen und 
in Absprache über die technische Durchführung der Zuführun
gen zwischen der Abschiebungshafteinrichtung und dem Lan
desamt für Ausländerangelegenheiten Schleswig-Holstein; die 
Verantwortung für die Abschiebung der nach Brandenburg über
stellten Abschiebungshaftgefangenen verbleibt bei der veranlas
senden Ausländerbehörde. 

(2) Die Abschiebungshafteinrichtung kann vom Landesamt für 
Ausländerangelegenheiten Schleswig-Holstein die Rückfüh
rung eines nach § 1 übernommenen Abschiebungshaftgefange
nen nach Schleswig-Holstein verlangen, sofern dies im Einzel
fall geboten ist. 

§ 4 

(1) Die Zu- und Rückführungen und sonstigen Transporte zwi
schen den Ländern sind durch die schleswig-holsteinische Seite 
sicherzustellen. 

(2) Mit der Zuführung des Abschiebungshaftgefangenen werden 
der Abschiebungshafteinrichtung alle Unterlagen übergeben, 
die von der aufnehmenden Behörde zur unverzüglichen Durch
führung der Abschiebung benötigt werden. 

§ 5 

(1) Die Kosten für die Unterbringung der Abschiebungshaftge
fangenen aus Schleswig-Holstein werden auf der Basis der 
Hafttage berechnet. Für die Hafttage der Zu- und gegebenen
falls einer Rückführung wird jeweils ein halber Hafttag be
rechnet. 

(2) Das Landesamt für Ausländerangelegenheiten Schleswig-
Holstein erstattet der Abschiebungshafteinrichtung die Kosten 
für die in der Abschiebungshafteinrichtung untergebrachten 
schleswig-holsteinischen Abschiebungshaftgefangenen. Davon 
unberührt bleibt die interne Kostenpflicht der veranlassenden 
Ausländerbehörde gegenüber dem Landesamt für Ausländer
angelegenheiten Schleswig-Holstein. Der Haftkostensatz pro 
Person und Tag beträgt 95,- DM. Er umfasst die Aufwendungen 
für Unterkunft und Verpflegung. 

(3) Der Kostensatz nach Absatz 2 umfasst auch die bis zur Ab
schiebung notwendigen Verwaltungshandlungen der Dienstkräf
te der Zentralen Ausländerbehörde des Landes Brandenburg. 
Sachkosten, wie insbesondere Fahrtkosten, Gebühren und Aus
lagen, die im Rahmen der Vorbereitung der Abschiebung entste
hen, sowie Taschengeld und die Kosten der Abschiebung selbst 
werden gesondert in Rechnung gestellt. 

(4) Abschiebungshaftgefangene, die einer stationären Kranken
hausbehandlung bedürfen, werden in das nächstgelegene Kran
kenhaus verlegt. Die hierfür anfallenden Kosten werden durch 
das Landesamt für Ausländerangelegenheiten Schleswig-Hol-
stein erstattet. Im Falle der stationären Krankenhausbehandlung 
sind Haftkosten nach Absatz 2 nicht zusätzlich zu erstatten. 
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(5) Die Kosten nach Absatz 2 und 3 werden quartalsweise in 
Rechnung gestellt; Kosten nach Absatz 4 Satz 2 sind unmittelbar 
nach Abschluss der Behandlung fällig. 

§ 6 

Die Abschiebungshafteinrichtung übersendet dem Landesamt 
für Ausländerangelegenheiten Schleswig-Holstein für jeden Ab
rechnungszeitraum eine Liste der angefallenen Hafttage. Aus 
der Aufstellung müssen sich jeweils der Name der oder des Ab
schiebungshaftgefangenen, das Aktenzeichen der einweisenden 
Ausländerbehörde und die Anzahl der Hafttage ergeben. 

§ 7 

Diese Vereinbarung tritt am Tage nach der Unterzeichnung in 
Kraft. Sie kann von jedem beteiligten Ressort mit einer Frist von 
drei Monaten schriftlich gekündigt werden. 

Potsdam, den 31. Januar 2001 Kiel, den 9. Februar 2001 

Für das Für das 
Ministerium des Innern Innenministerium 
des Landes Brandenburg: des Landes Schleswig-Holstein: 

Lancelle Ulrich Lorenz 
Staatssekretär Staatssekretär 

Änderung im Standesamtsbezirk Friedland 
(Landkreis Oder-Spree) 

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern 
Vom 28. Februar 2001 

Nach dem Zusammenschluss der Gemeinden Chossewitz, 
Groß-Briesen, Günthersdorf, Karras, Klein Muckrow, Kum
merow, Leißnitz, Lindow, Niewisch, Pieskow, Schadow, Wei
chensdorf und Zeust sowie der Stadt Friedland zu der neuen 
Stadt Friedland umfasst der Standesamtsbezirk Friedland mit 
Wirkung vom 31. März 2001 die Gemeinden Friedland, Groß 
Muckrow und Reudnitz. 

Gesetz zur Neuordnung der Versorgungsabschläge 
- Allgemeine Durchführungshinweise 

Bekanntmachung des Ministeriums der Finanzen 
15.5-3003-13 

Vom 20. Februar 2001 

Nachstehendes Rundschreiben des Bundesministeriums des In

nern vom 29. Januar 2001 mit allgemeinen Durchführungshin
weisen zum Gesetz zur Neuordnung der Versorgungsabschläge 
(Versorgungsabschlagsgesetz) wird bekannt gegeben: 

Das Versorgungsabschlagsgesetz vom 19. Dezember 2000 
(BGBl. I S. 1786) ist mit Ausnahme der Neuregelung der Mit
teilungspflicht für den Versorgungsbericht (§ 62a BeamtVG) am 
1. Januar 2001 in Kraft getreten. Zu den einzelnen Vorschriften 
gebe ich folgende Hinweise: 

1.	 Zurechnungszeiten, § 13 BeamtVG 

Bei der Berechnung der ruhegehaltfähigen Dienstzeit nach neu
em Recht ist die neue Zurechnungszeit nach § 13 Abs. 1 Satz 1 
BeamtVG im Falle einer Dienstunfähigkeit im Umfang von 
zwei Dritteln bis zum Ablauf des Monats der Vollendung des 
60. Lebensjahres erst nach dem 31. Dezember 2003 zu berück-
sichtigen. § 69d Abs. 3 Nr. 2 BeamtVG als Übergangsregelung 
für dienstunfähige Beamte, die in den Jahren 2001 bis 2003 in 
den vorzeitigen Ruhestand versetzt werden, ist zu beachten. 

Im Rahmen der Vergleichsberechnung nach § 85 Abs. 1 BeamtVG 
(Mischrecht) und § 85 Abs. 3 (altes Recht) findet § 13 Abs. 1 
BeamtVG in der bis 31. Dezember 1991 geltenden Fassung An
wendung. Danach ist die Zurechnungszeit im Falle einer Dienst
unfähigkeit im Umfang von einem Drittel bis zum Ablauf des 
Monats der Vollendung des 55. Lebensjahres hinzuzurechnen. 
Die Übergangsregelung nach § 69d Abs. 3 Nr. 2 BeamtVG bleibt 
bei der vorgenannten Vergleichsberechnung unberührt. 

Die Anhebung der Zurechnungszeit erfolgt nicht bei der Bemes
sung des Unfallruhegehaltes auf der Grundlage von § 36 Abs. 2 
BeamtVG für Beamte, die wegen einer auf einem Dienstunfall 
beruhenden Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzt wer
den. Hier wird die nach § 13 Abs. 1 Satz 1 BeamtVG verbesser
te Zurechnungszeit nur zur Hälfte hinzugerechnet. Die Über
gangsregelung nach § 69d Abs. 3 Nr. 2 BeamtVG findet keine 
Anwendung. 

2.	 Versorgungsabschlag bei Inanspruchnahme der für 
Schwerbehinderte geltenden besonderen Antragsalters
grenze (60. Lebensjahr), § 14 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 BeamtVG 

Die Regelung des § 14 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 BeamtVG erweitert 
die bislang auf die Inanspruchnahme der Antragsaltersgrenze 
beschränkte Verminderung des Ruhegehaltes durch den Versor
gungsabschlag auf den Ruhestandseintritt bei Inanspruchnahme 
der für Schwerbehinderte geltenden besonderen Altersgrenze 
des 60. Lebensjahres. 

Danach wird ein Versorgungsabschlag in Höhe von 3,6 v. H. 
vom Ruhegehalt für jedes Jahr erhoben, um das der Schwerbe
hinderte vor Ablauf des Monats, in dem er das 63. Lebensjahr 
vollendet, auf seinen Antrag in den Ruhestand versetzt wird. Die 
maximale Höhe des Versorgungsabschlags beträgt insgesamt 
10,8 v. H. 

Keine praktische Bedeutung kommt gegenwärtig der Ausnah
meregelung des § 14 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 BeamtVG zu, da das gel
tende Recht derzeit keine besondere gesetzliche Altersgrenze 
zwischen dem 60. und dem 63. Lebensjahr vorsieht. 
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Von den Abschlägen befreit sind schwerbehinderte Beamte, die 
ab Vollendung der besonderen Altersgrenze in den Ruhestand 
treten, wenn sie bis zum 15. November 1950 geboren und am 
16. November 2000 schwerbehindert (§ 69d Abs. 5 BeamtVG) 
oder wenn sie - unabhängig vom Zeitpunkt des Eintritts ihrer 
Schwerbehinderung - bis zum 31. Dezember 1940 geboren sind 
(§ 69 Abs. 6, letzter Halbsatz). 

Unter die Übergangsregelung fallen auch diejenigen, die nach 
dem 16. November 2000 zu einem vor diesem Datum liegenden 
Termin als Schwerbehinderte anerkannt wurden. 

Die Versorgungsabschlagsregelung betrifft erstmals die am 1. Ja
nuar 2001 vorhandenen Beamten des Geburtsjahrganges 1941, 
die nach dem 16. November 2000 schwerbehindert wurden oder 
werden und im zeitlichen Geltungsbereich der Versorgungsab
schlagsregelung vorzeitig in den Ruhestand ab Vollendung des 
60. Lebensjahres versetzt wurden oder werden. Für den Versor
gungsabschlag bei Schwerbehinderung gilt nach § 69d Abs. 6 
BeamtVG eine Übergangsregelung, die ausschließlich auf den 
Zeitpunkt der Versetzung in den Ruhestand mit Vollendung ei
nes bestimmten Lebensjahres abstellt. Danach wird ein Versor
gungsabschlag in verminderter Höhe erhoben, wenn 

- ein Schwerbehinderter des Geburtsjahrgangs 1941 vor Ab
lauf des Monats der Vollendung des 61. Lebensjahres in 
den Ruhestand versetzt (§ 69d Abs. 6 Satz 1 Buchstabe a 
BeamtVG) oder 

- ein Schwerbehinderter des Geburtsjahrgangs 1942 vor Ab
lauf des Monats der Vollendung des 62. Lebensjahres in 
den Ruhestand versetzt (§ 69d Abs. 6 Satz 1 Buchstabe b 
BeamtVG) wird. 

In den vorgenannten Fällen wirkt nur die Zeit des vorgezogenen 
Ruhestandes abschlagsbegründend, die vor Vollendung des je
weils genannten Lebensjahres liegt. Ab dem Geburtsjahrgang 
1943 greift die volle Versorgungsabschlagsregelung. Für die Be
rechnung des verminderten Versorgungsabschlages nach § 69d 
Abs. 6 BeamtVG gilt folgende Übersicht: 

Geburtsjahrgang Versetzung in den 
Ruhestand mit Ab- 
lauf des Monats 
derVollendung 
des ... Lebensjahres 

Höhe des 
Versorgungs
abschlags 

1941 60 1 x 3,6 = 3,6 v. H. 
1941 61 0 
1942 60 2 x 3,6 = 7,2 v. H. 
1942 61 1 x 3,6 = 3,6 v. H. 
1942 62 0 
1943 60 3 x 3,6 =10,8 v. H. 
1943 61 2 x 3,6 = 7,2 v. H. 
1943 62 1 x 3,6 = 3,6 v. H. 

Liegt der Bemessung des Versorgungsabschlages kein volles 
Jahr zugrunde, etwa weil der Beamte seine Versetzung in den 
Ruhestand nicht zum Zeitpunkt der Vollendung eines Lebens
jahres beantragt, ist die Minderung des Ruhegehaltes gemäß 
§ 14 Abs. 3 Satz 2 BeamtVG in Verbindung mit § 14 Abs. 1 Satz 2 
und 3 BeamtVG spitz zu berechnen. 

Das um den Versorgungsabschlag geminderte Ruhegehalt bildet 
die Bemessungsgrundlage der Hinterbliebenenversorgung. Auf 
Versorgungsfälle, die vor dem 1. Januar 2001 eingetreten sind, und 
für künftige Hinterbliebene eines vor dem 1. Januar 2001 vorhan
denen Versorgungsempfängers findet die Neuregelung im Zu
sammenhang mit der Einführung eines Versorgungsabschlages bei 
Inanspruchnahme der für Schwerbehinderte geltenden besonderen 
Altersgrenze nach § 69d Abs. 1 BeamtVG keine Anwendung. 

3.	 Versorgungsabschlag bei vorzeitiger Versetzung in den 
Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit, die nicht auf einem 
Dienstunfall beruht, § 14 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 BeamtVG 

Auf der Grundlage von § 14 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 BeamtVG ver
mindert sich das Ruhegehalt um 3,6 v. H. für jedes Jahr, um das 
der Beamte vor Ablauf des Monats, in dem er das 63. Lebensjahr 
vollendet, wegen Dienstunfähigkeit, die nicht auf einem Dienst
unfall beruht, in den Ruhestand versetzt wird. Die maximale 
Minderung des Ruhegehaltes darf auch hier 10,8 v. H. nicht 
übersteigen. 

Die Versorgungsabschlagsregelung des § 14 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 
BeamtVG betrifft nur Beamte, die nach dem 31. Dezember 2000 
in den vorzeitigen Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit versetzt 
werden. Der Ruhestand eines Beamten, der mit Ablauf des 
31. Dezember 2000 in den Ruhestand versetzt wird, beginnt noch 
vor dem 1. Januar 2001 mit der Folge, dass in diesen Fällen bei 
Dienstunfähigkeit ein Versorgungsabschlag nicht zu erheben ist. 
Auf Versorgungsfälle, die vor dem 1. Januar 2001 eingetreten sind 
und für künftige Hinterbliebene eines vor dem 1. Januar 2001 vor
handenen Versorgungsempfängers findet die Neuregelung im Zu
sammenhang mit der Einführung eines Versorgungsabschlages 
bei Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit nach 
§ 69d Abs. 1 BeamtVG keine Anwendung. 

Gilt für den dienstunfähigen Beamten eine besondere gesetzli
che Altersgrenze, tritt diese an die Stelle des 63. Lebensjahres. 
Diese Regelung hat Bedeutung für Beamte des Vollzugsdienstes 
(Polizei, Feuerwehr, Justizvollzug). 

Für den Versorgungsabschlag bei Dienstunfähigkeit gelten nach 
§ 69d Abs. 3 und 4 BeamtVG Übergangsregelungen. Danach 
werden auf der Grundlage von § 69d Abs. 3 Nr. 1 BeamtVG die 
Versorgungsabschläge für dienstunfähige Beamte, die in den 
Jahren 2001 bis 2003 vorzeitig in den Ruhestand treten, stufen
weise eingeführt. Bei Versetzung in den Ruhestand wegen 
Dienstunfähigkeit nach dem 31. Dezember 2003 greift die Ab
schlagsregelung voll. 

Liegt der Bemessung des Versorgungsabschlages kein volles 
Jahr zugrunde, wird die Minderung des Ruhegehaltes gemäß 
§ 14 Abs. 3 Satz 2 BeamtVG in Verbindung mit § 14 Abs. 1 
Satz 2 und 3 BeamtVG spitz berechnet. 

Gemäß § 69d Abs. 4 BeamtVG wird ein Versorgungsabschlag 
für am 1. Januar 2001 vorhandene Beamte der Geburtsjahrgän
ge 1938 bis 1941 nicht erhoben, wenn sie zum Zeitpunkt der 
Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit mindes
tens 40 Jahre ruhegehaltfähige Dienstzeit nach §§ 6, 8 oder 9 
BeamtVG zurückgelegt haben. Es handelt sich hier um eine ab
schließende Aufzählung. Zeiten eines privatrechtlichen Arbeits
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verhältnisses im Öffentlichen Dienst (§ 10 BeamtVG), Ausbil
dungszeiten (§ 12 BeamtVG) und sonstige Zeiten nach den 
§§ 11, 12b, 13, 66 Abs. 7, 67 Abs. 2 BeamtVG sowie nach §§ 2 
und 3 BeamtVÜV sind nicht zu berücksichtigen. 

Das Unfallruhegehalt unterliegt nicht dem Versorgungsabschlag. 

Das um den Versorgungsabschlag geminderte Ruhegehalt bildet 
die Bemessungsgrundlage der Hinterbliebenenversorgung. 
Beim Tod eines aktiven Beamten ist von dem fiktiven Ruhege
halt des Verstorbenen auszugehen; die Hinterbliebenen sind so 
zu behandeln, als wäre der Beamte am Todestag wegen Dienst
unfähigkeit in den Ruhestand getreten. 

§ 66 Abs. 6 BeamtVG enthält eine Ausnahme von den Versor
gungsabschlägen bei Dienstunfähigkeit für kommunale Wahl
beamte auf Zeit. 

4.	 Versorgungsabschlag bei Inanspruchnahme der allge
meinen Antragsaltersgrenze (63. Lebensjahr), § 14 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 2 BeamtVG 

Auf die Durchführungshinweise vom 24. Februar 1997 - D II 5 
M 221 020 - 3 - (GMBl S. 151) weise ich hin. 

Zu beachten ist, dass für die Berechnung des Versorgungsab
schlags bei Inanspruchnahme der Antragsaltersgrenze als maß
geblichen End-Zeitpunkt künftig auf das Ende des Monats der 
Vollendung des 65. Lebensjahres nach § 14 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 
BeamtVG abgestellt wird. Gilt für den Beamten eine nach Voll
endung des 65. Lebensjahres liegende Altersgrenze, wird in die
sem Fall nur die Zeit bis zum Ablauf des Monats berücksichtigt, 
in dem der Beamte das 65. Lebensjahr vollendet. Die Regelung 
ist vor allem im Lehrerbereich relevant, wenn nach dem Lan
desrecht der Eintritt in den Ruhestand nicht mit dem Ende des 
Monats der Vollendung des 65. Lebensjahres erfolgt. Mit der 
Regelung wird somit für alle Fallgruppen einer Verminderung 
des Ruhegehaltes durch einen Versorgungsabschlag als einheit
liche zeitliche Grenze das Ende des Monats, in den das maßgeb
liche Ereignis fällt, festgelegt. 

Außerdem wird klargestellt, dass für alle Fallgruppen die Ver
sorgungsabschläge höchstens 3,6 v. H. jährlich oder insgesamt 
10,8 v. H. betragen dürfen. 

Die Übergangsregelungen des § 85 Abs. 5 BeamtVG sind in den 
Jahren 2001 und 2002 weiter zu beachten. Danach erreicht der 
Versorgungsabschlag erst im Jahre 2003 seine volle Höhe von 
3,6 v. H. für jedes Jahr des vorgezogenen Ruhestandes. 

5.	 Mindestversorgung, § 14 Abs. 4 BeamtVG 

Die Minderung des Ruhegehaltes durch einen Versorgungsab
schlag findet ihre Grenze in der Gewährung der Mindestversor
gung durch § 14 Abs. 4 BeamtVG. Dies gilt nach § 14 Abs. 4 
Satz 4 BeamtVG nicht beim Unterschreiten der Mindestversor
gung allein wegen langer Freistellungen. 

6.	 Teildienstfähigkeit, § 72a Abs. 1 BBesG 

Die Abschlagsregelungen sind auch bei der fiktiven Festsetzung 

des Ruhegehaltes zur Ermittlung der Mindestbesoldungshöhe 
bei Teildienstfähigkeit zu beachten. 

7.	 Hinzuverdienstregelungen, § 53 BeamtVG 

a)	 Gemäß § 53 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 BeamtVG wird die bei 
Dienstunfähigkeit geltende niedrigere Hinzuverdienstgren
ze auf schwerbehinderte Beamte erweitert, die auf Antrag 
wegen der besonderen Altersgrenze nach § 42 Abs. 4 Nr. 1 
BBG in den Ruhestand versetzt wurden oder werden. Auf 
den Zeitpunkt der Versetzung in den Ruhestand kommt es 
nicht an, das heißt, die Neuregelung ist auch für bereits im 
Ruhestand befindliche Beamte anwendbar. Die versor
gungsrechtliche Anrechnungsvorschrift tritt an Stelle der 
bislang für den Antragsruhestand bei Schwerbehinderten 
generell geltenden Verpflichtung zur Begrenzung des Hin
zuverdienstes auf monatlich 630 DM. Für schwerbehinder
te und dienstunfähige Versorgungsempfänger gelten damit 
einheitliche Hinzuverdienstgrenzen. Bei der Anwendung 
der Höchstgrenze nach § 53 Abs. 2 Nr. 3 BeamtVG bleibt ein 
eventuell zustehender Unterschiedsbetrag nach § 50 Abs. 1 
BeamtVG ungekürzt erhalten. 

b)	 Gemäß § 66 Abs. 7 BeamtVG gilt § 53 Abs. 10 BeamtVG 
entsprechend für Wahlbeamte auf Zeit im Ruhestand. Da
nach sind Wahlbeamte auf Zeit mit den politischen Beamten 
hinsichtlich der Anrechnung von Hinzuverdienst gleichge
stellt. Das Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen, das der 
Wahlbeamte auf Zeit im Ruhestand erzielt, wird nach den 
allgemeinen Regelungen des Hinzuverdienstes auf die Ver
sorgung angerechnet, soweit es sich um Einkommen aus ei
ner weiteren Verwendung im Öffentlichen Dienst handelt. 
Einkommen, das außerhalb des Öffentlichen Dienstes er
zielt wird, wird gemäß § 53 Abs. 10 BeamtVG auf die Ver
sorgung nur mit der Hälfte des Betrages angerechnet, um 
den die Summe aus Versorgung und Einkommen die 
Höchstgrenze des § 53 Abs. 2 BeamtVG übersteigt. 

Zu der Hinzuverdienstregelung enthält § 69d Abs. 2 
BeamtVG eine Übergangsregelung. Danach wird für Wahl
beamte auf Zeit, die vor dem 1. Januar 2001 in den Ruhe
stand getreten sind, die bisherige Sonderregelung des § 53a 
BeamtVG über die Anrechnung von privatem Erwerbsein
kommen auf die Versorgungsbezüge bis zum 31. Dezember 
2007 beibehalten. Die bisherigen Vorschriften gelten jedoch 
nur für am 1. Januar 2001 vorhandene Wahlbeamte auf Zeit 
im Ruhestand, deren Beschäftigungsverhältnis über den 
1. Januar 2001 hinaus andauert. Ein Wechsel der Tätigkeit be
gründet die Anwendung des neuen Rechts. Ab 1. Januar 2008 
richtet sich die Anrechnung des Hinzuverdienstes für alle 
Wahlbeamten auf Zeit im Ruhestand ausschließlich nach neu
em Recht. Für am 1. Januar 1992 vorhandene Wahlbeamte auf 
Zeit im Ruhestand bleibt § 69a BeamtVG unberührt. 

8.	 Reaktivierung von Beamten, § 85a BeamtVG 

Mit der Neufassung von § 85a BeamtVG wird das vor der Reak
tivierung bezogene Ruhegehalt für nach dem 31. Dezember 
1991 reaktivierte Beamte dem Betrag nach gegen Verringerun
gen geschützt, die sich bei der späteren endgültigen Pensionie
rung aus zwischenzeitlichen Rechtsänderungen, insbesondere 
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Abschlägen, ergeben würden. Ferner bleiben dem reaktivierten 
Beamten die günstigen Übergangsregelungen für seinen Ruhe
gehaltssatz aus 1991 erhalten. Zu diesem Zweck sind bei der Be
rechnung des Ruhegehalts vier Werte gegenüber zu stellen: 

1.	 Das Ruhegehalt bei Anwendung des zum Zeitpunkt der er
neuten Versetzung in den Ruhestand geltenden Rechts. 

2.	 Der letzte vor der Reaktivierung gezahlte Ruhegehaltsbe
trag. 

3.	 Das Ruhegehalt, welches sich ergibt, wenn der Ruhegehalts
satz angewendet wird, den der Beamte vor seiner Reaktivie
rung hatte. 

4.	 Das Ruhegehalt, das sich nach § 85 Abs. 1 BeamtVG ergibt, 
d. h. der am 31. Dezember 1991 zustehende Ruhegehaltssatz 
zuzüglich 1 v. H. für jedes weitere Jahr ruhegehaltfähige 
Dienstzeit. 

Das jeweils höchste Ruhegehalt wird gezahlt. 

Hinweis des Ministeriums der Finanzen: 

Die Durchführungshinweise des Bundesministeriums des Innern 
hinsichtlich der Versorgungsabschlagsregelung für schwerbe
hinderte und dienstunfähige Beamte, bekannt gegeben mit 
Rundschreiben des Ministeriums der Finanzen vom 30. Juli 
1998 - 15.5-3003-10 (ABl. S. 799), vom 3. März 1999 - 15.5-
3003-10 sowie vom 2. Februar 2000 - 15.1-3004-14.3  - sind in
soweit nicht mehr zu beachten. 

Ergänzung der Richtlinie 
des Ministeriums für Stadtentwicklung, Wohnen 

und Verkehr zur Förderung von Verkehrsleistungen 
des übrigen ÖPNV 

Bekanntmachung des Ministeriums für 
Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr 

Vom 22. Februar 2001 

Die Richtlinie des Ministeriums für Stadtentwicklung, Wohnen 
und Verkehr zur Förderung von Verkehrsleistungen des übrigen 

ÖPNV vom 30. Oktober 1998 (ABl. S. 998), zuletzt geändert 
durch die Bekanntmachung des Ministeriums für Stadtentwick
lung, Wohnen und Verkehr vom 16. Dezember 1999 (ABl. 
S. 1400), wird wie folgt ergänzt bzw. aktualisiert: 

1.	 Der Nummer 4 der Richtlinie wird nach dem bisherigen 
letzten Satz hinzugefügt: 

„Den Aufgabenträgern mit Straßenbahnunternehmen ent
stehen als Folge von erhöhten Infrastrukturkosten per
manent besondere verkehrliche Lasten gemäß § 11 Abs. 1 
Satz 2 ÖPNVG in Höhe von jährlich bis zu 2 Mio. DM 
(= 1.022.584 e). Die Bemessungsgrundlage für die Ermitt
lung des anteiligen Betrages bildet der für den ÖPNV ge
nutzte und mit dem ermittelten Faktor aus m-Gleis je Ein
wohner x Gleislänge sich ergebende Betrag. Dieser Betrag 
wird an den Aufgabenträger ausgereicht, in dessen Zustän
digkeitsbereich der Hauptsitz des Unternehmens liegt.“ 

2.	 Die Nummer 6 der Richtlinie wird wie folgt erweitert: 

„Aufgabenträger, in deren Zuständigkeitsbereich Verkehrs
unternehmen mit Straßenbahnen ihren Unternehmens-
Hauptsitz haben, fügen dem Antrag eine Angabe der durch 
die Straßenbahnunternehmen genutzten Gleislängen bei.“ 

3.	 Beim Verwendungsnachweis ist unter Nummer 2 „Einnah
men“ zusätzlich die Förderung für erhöhte Infrastrukturkos
ten des Aufgabenträgers für Straßenbahnunternehmen aus
zuweisen. Unter Nummer 3 „Ausgaben“ sind sowohl die 
Gleislänge als auch die zusätzliche Zuwendung, die an die 
Strab-Unternehmen ausgereicht wurde, gesondert auszu
weisen. 

4.	 Der 1. Absatz unter Nummer 10 der Richtlinie muss heißen: 

„Die Förderrichtlinie tritt mit  Wirkung vom 1. Januar 2001 
in Kraft und ist bis zum 31. Dezember 2002 befristet.“ 

5.	 Der 2. Absatz entfällt. 
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